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Die Gemeinde Adlkofen besitzt einen vom Landratsamt Landshut mit Bescheid vom 13. April 1999 genehmigten 

Flächennutzungsplan mit Landschaftsplan, der inzwischen mehrmals geändert wurde. Für das Gewerbegebiet an 

der Landshuter Straße hat die Gemeinde im Jahr 2000 einen Bebauungsplan aufgestellt, der später inklusive 

seiner 1. Änderung durch den Bebauungsplan „Gewerbegebiet an der Landshuter Straße – Erweiterung“ ersetzt 

wurde, der inzwischen ebenfalls mehrmals geändert wurde. Der Gemeinderat Adlkofen hat am 16. Januar 2023 

beschlossen, den Bebauungsplan erneut zu ändern, um die Festsetzungen zum Lärmschutz zu überarbeiten. Der 

Bebauungsplan wurde im regulären Verfahren nach den allgemeinen Vorschriften der §§ 2 ff. BauGB geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 4 BauGB ist dem Bebauungsplan eine zusammenfassende Erklärung beizufügen über die Art und 

Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in der Planung 

berücksichtigt wurden, und aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kom-

menden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde. 

1 Berücksichtigung der Umweltbelange 

Bei der Änderung des Bebauungsplanes wurde eine Umweltprüfung nach § 2a BauGB durchgeführt und die 

Ergebnisse in einem Umweltbericht dokumentiert. Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich auf den 

Umweltbericht, der Bestandteil der Begründung zum Bebauungsplan ist. Im Umweltbericht wurden nicht nur 

Angaben zur Bestandssituation gemacht, sondern auch detaillierte Angaben zu den Schutzgütern und um-

weltrelevanten Belangen, die durch die Planung berührt werden. So konnte im Zuge der Bauleitplanung die 

ökologische Empfindlichkeit der Änderungsbereiche aufgezeigt werden. Auf der Grundlage der Bestandsana-

lyse wurden die Auswirkungen der Planung auf Natur und Landschaft sowie weitere Schutzgüter untersucht 

und Aussagen zu Vermeidungs-, Verminderungs- und Ausgleichsmaßnahmen getroffen. Der Umweltbericht 

wurde entsprechend dem Verfahrensfortschritt ergänzt und aktualisiert. Die zu erwartenden Umweltauswir-

kungen wurden verbal-argumentativ bewertet und durchwegs als unerheblich eingestuft. Die Ermittlung des 

Kompensationsbedarfs erfolgte auf der Grundlage des Leitfadens „Bauen im Einklang mit Natur und Land-

schaft - Eingriffsregelung in der Bauleitplanung” (Hrsg.: Bayerisches Staatsministerium für Landesentwick-

lung und Umweltfragen, ergänzte Fassung 2003). Die folgende Tabelle zeigt, wie die Belange der einzelnen 

Schutzgüter im Bebauungsplan mit Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen berücksichtigt wurden: 

Mensch - Nutzungseinschränkung durch Emissionskontingente, zum Schutz der benachbarten 

Wohnungen; 

- Im Mischgebiet wurden Maßnahmen zum Schutz gegen Verkehrslärm festgesetzt; 

Tiere und Pflanzen - Durch die Planänderung sind keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten. 

Fläche - Durch die Planänderung sind keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten. 

Boden - Durch die Planänderung sind keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten. 

Wasser - Durch die Planänderung sind keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten. 

Luft und Klima - Durch die Planänderung sind keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten. 

Landschaft - Durch die Planänderung sind keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten. 

Kultur- und Sachgüter - Durch die Planänderung sind keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten. 

  



 3 

 

2 Berücksichtigung der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

Formelle Beteiligungsschritte fanden in Form von drei öffentlichen Auslegungen mit Beteiligung der Behör-

den und sonstigen Träger öffentlicher Belange statt.  Die nachfolgenden Tabellen geben einen stichpunktar-

tigen Überblick über die Entscheidungsergebnisse. Die Stellungnahmen sind zusammengefasst oder verkürzt 

wiedergegeben. 

Frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung  

zur Planfassung vom 26. Mai 2023 (Vorentwurf) 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange nach §§ 3,4 Abs. 1 BauGB 

wurde im August/September 2023 durchgeführt.  

Staatliches Bauamt Landshut 

- Hinweis auf Verkehrslärm 

- Ablehnung der Übernahme von Lärmschutzmaßnahmen  

keine Planänderung;  

Aufnahme Hinweis in die Begründung 

Landratsamt Landshut - Untere Naturschutzbehörde 

- Anregung einer Überprüfung der Ausgleichsmaßnahmen 

keine Planänderung;  

Ausgleichsmaßnahmen wurden über-

prüft 

Landratsamt Landshut – Untere Immissionsschutzbehörde 

- Anregungen und Bedenken zu Emissionkontingenten, Verkehrslärmschutz, 

Überschreitung von Lärmorientierungswerten 

- Anregung zur Änderung von Formulierungen im Lärmschutzgutachten  

Planänderung: Aufnahme eines Hin-

weises zum Lärmschutz; 

Überarbeitung des Lärmschutzgutach-

tens 

 

Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung  

zur Planfassung vom 1. März 2024 (Entwurf) 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange nach §§ 3,4 Abs. 2 BauGB wurde im 

April/Mai 2024 durchgeführt.  

Landratsamt Landshut – Brandschutzdienststelle 

- Hinweis zur Löschwasserversorgung 

keine Planänderung;  

 

Handwerkskammer Niederbayern-Oberpfalz, Regensburg 

- Hinweis auf Belange der bestehenden Gewerbebetriebe 

keine Planänderung;  

 

Landratsamt Landshut – Untere Immissionsschutzbehörde 

- Anregungen und Bedenken zu Emissionkontingenten, Verkehrslärmschutz, 

Überschreitung von Lärmorientierungswerten 

Planänderung: Ergänzung Festset-

zung zum Schutz vor Verkehrslärm im 

Mischgebiet; Änderung von Emission-

kontingenten;   

Überarbeitung des Lärmschutzgutach-

tens 

 

Erneute Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung  

zur Planfassung vom 31. Juli 2024 (Entwurf) 

Die erneute Beteiligung der Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange nach §§ 3,4 Abs. 2 BauGB 

wurde im August/September 2024 durchgeführt.  

Handwerkskammer Niederbayern-Oberpfalz, Regensburg 

- Hinweis auf Belange der bestehenden Gewerbebetriebe 

keine Planänderung;  

 

Landratsamt Landshut – Untere Immissionsschutzbehörde 

- Allgemeine Hinweise zum Bauleitplanungsverfahren 

keine Planänderung;  

 

Privater Einwender 

- Einwendungen zur Begrenzung der Wohnungszahl im Mischgebiet 

- Anregung zur Erhöhung der Wohnungszahl 

keine Planänderung;  

 

 

3 Auswahl des Planes nach Abwägung mit anderen Planungsmöglichkeiten 

Zur Anpassung der Emissionskontingentierung an die gesetzlichen Vorgaben gab es keine Alternativen. Auch 

hinsichtlich der Rahmenbedingungen - keine Pegelerhöhung in der Nachbarschaft, keine zusätzliche Ein-

schränkung der Betriebe - wurden keine grundsätzlich verschiedene Planungsalternativen untersucht. 
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